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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

Stefania Prezioso Batou (egsols, GE) verlangte in einer im März 2022 eingereichten
parlamentarischen Initiative, dass die Verfassung so geändert wird, dass die Benützung
der öffentlichen Verkehrsmittel auf Gemeinde- oder Kantonsebene stark
subventioniert, wenn nicht gar gratis ausgestaltet werden kann. Prezioso Batou wies
zur Begründung darauf hin, dass es bereits in verschiedenen Gemeinden und Kantonen
zu Initiativen gekommen sei, die sich für kostenfreie öffentliche Verkehrsmittel
eingesetzt hatten. Es sei aber jeweils unklar gewesen, ob diese Initiativen mit der
Bundesverfassung vereinbar seien; die verschiedenen Kantonsregierungen seien
diesbezüglich unterschiedlicher Auffassung gewesen. Nach dem jetzigen System müsse
letztlich das Bundesgericht über die Verfassungsmässigkeit entscheiden; es sei jedoch
grundsätzlich stossend, dass die Stimmberechtigten «durch das Risiko, dass Initiativen
für ungültig erklärt werden, davon abgebracht werden, mit gutem Beispiel
voranzugehen» und die Einführung der Gratisbenützung des öffentlichen Verkehrs zu
fordern.
Die KVF-NR befasste sich im Oktober 2022 mit dem Anliegen. Die
Kommissionsmehrheit sprach sich gegen die Initiative aus und wollte beim heute
geltenden Verfassungsgrundsatz der «angemessenen» Konsumentenpreise bleiben. Die
Mehrheit monierte zudem, dass die parlamentarische Initiative keine Angaben zur
Finanzierung des vorgeschlagenen Gratisangebots mache. Eine Kommissionsminderheit
empfahl. der Initiative Folge zu geben, da sie eine wichtige klimawirksame Massnahme
einfordere. Ausserdem könne dadurch die Rechtssicherheit verbessert werden. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.10.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Bei der Frage, ob Kantone und Gemeinden die Benützung der öffentlichen
Verkehrsmittel gratis ausgestalten können sollen, zeigte sich im Nationalrat in der
Frühjahrssession 2023 ein klarer Links-Rechts-Graben. Mit 126 zu 61 Stimmen bei 9
Enthaltungen unterlagen die Fraktionen der SP, der Grünen sowie ein Mitglied der
Mitte-Fraktion beim Antrag, der parlamentarischen Initiative Prezioso Batou (egsols, GE)
Folge zu geben, den anderen Fraktionen deutlich. Die Grünen-Nationalrätin Florence
Brenzikofer (gp, BL) erklärte im Rat als Minderheitsvertreterin, dass es bei der
verlangten Anpassung der Bundesverfassung nicht darum gehe, den ÖV flächendeckend
kostenlos auszugestalten: Der Initiative sei vielmehr aus «staatspolitischen Gründen»
Folge zu geben, damit Gemeinden und Kantone die Möglichkeit erhielten, «aus
ökologischen oder aus gesellschaftspolitischen Gründen die Einführung von
kostenfreien öffentlichen Verkehrsmitteln zu diskutieren und darüber zu entscheiden».
Sie verwies damit auf eine im Jahr 2014 im Zuge des direkten Gegenentwurfs zur Fabi-
Initiative eingeführte Bestimmung in der Bundesverfassung, welche eine angemessene
Kostendeckung des öffentlichen Verkehrs durch die ÖV-Benutzenden verlangt. In der
Folge sei es in diversen Fällen zu juristischen Auslegungsschwierigkeiten über die
Vereinbarkeit mit den übergeordneten Bestimmungen gekommen, wenn Städte oder
Kantone über die Einführung von kostenlosem ÖV diskutiert hätten.
Kommissionssprecher Matthias Bregy (mitte, VS) warnte vor einem Paradigmenwechsel
und betonte, wie wichtig es sei, dass ÖV-Teilnehmende einen Kostenbeitrag leisteten.
Die Annahme der Initiative führe zu höheren Kosten, zu weniger Anreizen für
Investitionen, zu einer unangemessenen Giesskannenverbilligung und es gebe auch
keinen staatspolitischen Grund für eine Änderung, da wohl kein Kanton dazu bereit
wäre, die Kosten vollumfänglich zu tragen. Ins gleiche Horn blies auch
Kommissionssprecher Olivier Feller (fdp, VD), der es als «Illusion» bezeichnete, den ÖV
als kostenlos zu betrachten. Die Initiative war mit der Ablehnung im Nationalrat
erledigt. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.03.2023
MARCO ACKERMANN
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Ende März 2023 präsentierte der Bundesrat einen Bericht zur Zugänglichkeit für
Menschen mit einer Behinderung zum öffentlichen Verkehr, wie ihn das
angenommene Postulat Reynard (sp, VS) verlangt hatte. Die Landesregierung prüfte
dazu die barrierefreie Zugänglichkeit in den Bereichen Eisenbahn, Bus, Strassenbahn,
Seilbahn und Schifffahrt mittels einer Umfrage bei den Transportunternehmen und
Haltestelleneigentümern. Hintergrund für das Postulat war das im Jahr 2004 in Kraft
getretene Behindertengleichstellungsgesetz (BehiG), das eine Frist für
behindertengerechte Anpassungen an Infrastrukturen des öffentlichen Verkehrs von 20
Jahren – also bis Ende 2023 – vorsah. Das BehiG lehnt sich an Bestimmungen in der
Bundesverfassung zu Rechtsgleichheit, zum Diskriminierungsverbot und zu
Massnahmen zur Beseitigung von Benachteiligungen von Menschen mit einer
Behinderung (Art. 8 Abs. 2 und 4 BV) an.

Im Bericht zeigte der Bundesrat einerseits die Fortschritte seit 2004 auf, bedauerte
aber andererseits, «dass die 20-jährige Anpassungsfrist, die der Gesetzgeber den
Unternehmen eingeräumt hat, teilweise erheblich überschritten wird». Gemäss
Bundesrat bestehe derzeit vor allem noch bei den Bushaltestellen sowie teilweise bei
Bahnhöfen Handlungsbedarf. 
Bei den Bushaltestellen seien die Eigentümer – i.d.R. die betroffenen Kantone und
Gemeinden – in der Pflicht, die nötigen Anpassungen vorzunehmen. Gemäss der
Erhebung waren Ende 2021 rund ein Drittel aller Bushaltestellen BehiG-konform
gestaltet, bei rund einem Viertel sei die Verhältnismässigkeit für eine Anpassung nicht
gegeben und bei den restlichen ca. 40 Prozent aller Bushaltestellen schweizweit fehle
noch eine entsprechende Machbarkeitsprüfung. Von den rund 8900 zugelassenen
Linienbussen in der Schweiz erfüllten aber beinahe alle die Anforderungen gemäss dem
BehiG. Bei den Strassenbahnen dürften Ende 2023 rund 66 Prozent der Haltestellen
und 84 Prozent der Fahrzeuge die Vorgaben erfüllen.
Probleme zeigte der Bericht ebenfalls bei den Bahnhöfen auf. Dank der Anpassungen in
grossen und stark frequentierten Bahnhöfen konnten Ende 2021 über 70 Prozent aller
Reisenden von behindertengerechten Umbauten profitieren. Bis Ende 2023 sollen es
82 Prozent sein, erklärte die Landesregierung weiter. Betrachte man jedoch die
einzelnen Bahnhöfe, so erfüllten Ende 2021 erst die Hälfte aller Stationen die Vorgaben
für eine autonome Benützung – bis Ende 2023 dürften es etwas mehr als 60 Prozent
sein. Bei weiteren rund 9 Prozent aller Bahnhöfe sei eine bauliche Anpassung
unverhältnismässig, so der Bundesrat.
Eine bessere Bilanz zog der Bericht bei den Schienenfahrzeugen. Bei den Zügen des
Regionalverkehrs erfüllten Ende 2021 rund 80 Prozent der Fahrzeuge die Vorgaben für
einen autonomen Einstieg für Personen im Rollstuhl bzw. mit Rollator. Bis Ende 2023
werde erwartet, dass die Anzahl nicht-konformer Fahrzeuge im Regionalverkehr auf 6
Prozent schrumpfe. Die grössten Unternehmen (SBB, BLS, SOB und RhB) erfüllten diese
Vorgaben Ende 2021 zu 95 Prozent. Gemäss Bericht werde es im Fernverkehr bis Ende
2023 möglich sein, dass pro Stunde und Richtung mindestens ein Fernverkehrszug mit
autonomer Einstiegsmöglichkeit an einem Fernverkehrsbahnhof halte (Ausnahmen für
Neigezüge von dieser Regel waren möglich). 
Wo Massnahmen nicht zeitgerecht umgesetzt werden könnten oder wo eine bauliche
Anpassung unverhältnismässig erscheine, seien entsprechende
Überbrückungsmassnahmen (kurzfristig) oder Ersatzlösungen (langfristig)
vorzunehmen, wie der Bundesrat schliesslich festhielt. Dazu gehöre etwa die
Hilfestellung durch geschultes Personal, das Ausweichen auf ein alternatives Angebot
oder ein Shuttle-Angebot. Der Branchenverband Alliance SwissPass arbeite derzeit
zusammen mit der SBB daran, ein gesamtschweizerisches System «Assistierte Mobilität
AMO» zu erstellen, das eine «automatisierte Organisation der Hilfestellung» vorsehe.
Mit einer App sollen Menschen mit einer Beeinträchtigung künftig Hilfe anfordern
können. Dies soll dank eines intelligenten Systems bei den entsprechenden
Transportunternehmen automatisch erfolgen und im Falle von Verspätungen neu
koordiniert werden. 

Die AZ-Medien liessen am bundesrätlichen Bericht kein gutes Haar. Von einer
«landesweiten Misere» war im Blatt die Rede, da der Gegenvorschlags zur
Volksinitiative «Gleiche Rechte für Behinderte» nicht ausreichend umgesetzt werde.
Auch der Tages-Anzeiger blies in jenes Horn – von einem «grossen Versäumnis» der in
der Pflicht stehenden Verkehrsunternehmen war in jener Zeitung die Rede. 3

BERICHT
DATUM: 31.03.2023
MARCO ACKERMANN

1) Medienmitteilung KVF-NR vom 18.10.22; Pa. Iv. 22.411
2) AB NR, 2023, S. 227 ff.
3) Bericht BR vom 29.3.23; TA, 18.1.23; CdT, 19.1.23; AZ, LZ, 21.1.23; LT, 30.3.23
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